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Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Entscheidung (EWG) des Rates zur Ermächtigung der Kommission, 
Verhandlungen mit dem Europarat über den Beitritt der Gemeinschaft zum 
Europäischen Übereinkommen über den Schutz von Tieren beim internationalen 
Transport zu eröffnen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Unter der Schirmherrschaft des Europarats wurde 
ein Europäisches übereinkom^ien über den Schutz 
von Tieren beim internationalen Transport ausge- 
arbeitet. 

Die meisten Mitgliedstaaten haben dieses Über- 
einkommen bereits unterzeichnet und ratifiziert. 

Es hat sich gezeigt, daß auf demselben Gebiet 
eine gemeinschaftliche Regelung erforderlich ist, um 


Beschränkungen im freien Verkehr mit lebenden Tie- 
ren im Gemeinsamen Markt zu vermeiden. 

Der Beitritt der Gemeinschaft stellt eine befriedi- 
gende Grundlage für eine solche Regelung dar — 

BESCHLIESST: 

Einziger Artikel 

1. Die Kommission wird ermächtigt, Verhandlungen 
mit dem Europarat über den Beitritt der Gemein- 
schaft zu dem Europäischen Übereinkommen über 
den Schutz von Tieren beim internationalen 
Transport zu eröffnen. 

2. Die Kommission führt diese Verhandlungen in 
Übereinstimmung mit den im Anhang zu diesem 
Beschluß enthaltenen Verhandlungsrichtlinien. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes^ 
Kanzleramtes vom 23. Juni 1975 - 1/4 - 680 70- E -Ti 5/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. Mai 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang 


Zweck der von der Kommission geführten Verhand- 
lungen ist folgendes: 

1. die zweckdienlichen Vorschriften, die den Beitritt 
der Gemeinschaft ermöglichen, festzulegen und 
in das genannte Übereinkommen einzufügen; 

2. im Hinblick auf die Anwendung des Überein- 
kommens innerhalb der Gemeinschaft so zu ver- 
fahren, daß ein Gemeinschaftsverfahren für die 
Beilegung von Streitigkeiten in Übereinstimmung 
mit den in diesem Bereich geltenden Gemein- 
schaftsvorschriften vorgesehen wird. 
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Vorschlag einer Entscheidung (EWG) des Rates über den Abschluß des Abkommens 
betreffend den Beitritt der Gemeinschaft zu dem Europäischen Übereinkommen 
über den Schutz von Tieren beim internationalen Transport und zur Änderung 
dieses Abkommens im Hinblick auf seine Anwendung auf den 
innergemeinschaftlichen Handel 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch Beschluß des Rates ist die Kommission er- 
mächtigt worden, Verhandlungen mit dem Europa- 
rat hinsichtlich des Beitritts der Gemeinschaft zum 
Europäischen Übereinkommen über den Schutz von 
Tieren beim internationalen Transport zu eröffnen. 

Die Gemeinschaft sollte unverzüglich dem Über- 
einkommen über den Schutz von Tieren beim inter- 
nationalen Transport beitreten. 

Entsprechend den in der Gemeinschaft geltenden 
Regeln müssen die Bedingungen festgelegt werden, 
unter denen das Übereinkommen auf den Transport 
von Tieren zwischen den Mitgliedstaaten Anwen- 
dung findet — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Im Namen der Gemeinschaft wird das Europäische 
Übereinkommen über den Schutz von Tieren beim 
internationalen Transport geschlossen. 

Der Wortlaut des Übereinkommens ist als Druck- 
sache 7/127 veröffentlicht. 

A r t i k e 1 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die zur 
Unterzeichnung des Abkommens befugten Personen 
zu bestellen und ihnen die Vollmachten zu über- 
tragen, die erforderlich sind, um für die Gemein- 
schaft verbindlich zu handeln. 


Artikels 

Das in Artikel 1 genannte Übereinkommen gilt mit 
Ausnahme von Kapitel VII und nach Maßgabe der 
folgenden Artikel auch für den Transport von Tie- 
ren zwischen den Mitgliedstaaten. 


Artikel 4 

1 . Für den in Artikel 3 vorgesehenen Anwendungs- 
bereich gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

a) „amtlicher Tierarzt": von der zuständigen 
Zentralbehörde des Mitgliedstaats bezeichne- 
ter Tierarzt; 

b) „Versandland": Mitgliedstaat, von dem aus 
die Tiere in einen anderen Mitgliedstaat ver- 
sandt werden; 

c) „Bestimmungsland": Mitgliedstaat, in den die 
Tiere aus einem anderen Mitgliedstaat ver- 
sandt werden; 

d) „Sendung": Anzahl der Tiere, die von der 
gleichen Bescheinigung erfaßt wird; 

e) „Beförderungsmittel": die Laderäume von 
Kraftwagen, Schienenfahrzeugen und Luft- 
fahrzeugen und Schiffen sowie Behälter für 
die Beförderung auf dem Land-, See- oder 
Luftweg; 

f) „Transport"; die Beförderung von Tieren von 
einem Mitgliedstaat in einen anderen Mit- 
gliedstaat, bei der ein Beförderungsmittel 
verwendet wird. 

2. Für Rinder und Schweine ist das in Artikel 3 des 
Übereinkommens genannte Zeugnis das in An- 
hang F der Richtlinie des Rates EWG/64/432 
vom 26. Juni 1964 vorgesehene und um folgende 
der Unterschrift voranstehende Angabe ergänzte 
Zeugnis: „Die Tiere sind im Sinne des Euro- 
päischen Übereinkommens zum Schutz von Tie- 
ren beim internationalen Transport zum Trans- 
port geeignet." 

Für Tiere anderer Arten erscheint diese Angabe 
bis zum Inkrafttreten einschlägiger Gemein- 
schaftsbestimmungen auf dem nach einzelstaat- 
lichen Rechtsvorschriften erforderlichen Gesund- 
heitszeugnis oder auf einem besonderen Zeugnis. 

Artikel 5 

Wird während des Transports festgestellt, daß die 
Bestimmungen dieser Entscheidung nicht oder nicht 
mehr eingehalten werden, so ergreift die zuständige 
Behörde des Mitgliedstaats, auf dessen Hoheits- 
gebiet dies festgestellt wurde, die erforderlichen 
Maßnahmen, um unbeschadet der Maßnahmen, die 
gemäß Artikel 6 gegebenenfalls getroffen werden, 
soweit wie möglich diese Lage zu bereinigen. 
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Die Sendung darf indessen nur dann aufgehalten 
werden, wenn dies für das Wohlbefinden der Tiere 
unbedingt erforderlich ist. 


Artikels 

Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, daß die Vor- 
schriften für den Transport* einer Tiersendung in 
einem anderen Mitgliedstaat nicht oder nicht mehr 
beachtet werden, so unterrichtet er davon die zu- 
ständige Behörde des betreffenden Mitgliedstaates. 
Dieser ergreift alle notwendigen Maßnahmen und 
teilt der zuständigen Zentralbehörde des anderen 
Mitgliedstaates die gefaßten Beschlüsse unter 
Angabe der Gründe mit. 

Befürchtet dieser andere Mitgliedstaat, daß die not- 
wendigen Maßnahmen nicht getroffen wurden oder 
daß sie unzureichend sind, so unterrichtet er davon 
die Kommission, die von einem oder mehreren 
tierärztlichen Sachverständigen Gutachten einholen 
kann. 

Diese tierärztlichen Sachverständigen müssen die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaäts als 
der in die Streitigkeit verwickelten Mitgliedstaaten 
besitzen. 

Nach Konsultation der Mitgliedstaaten legt die Kom- 
mission die allgemeinen Durchführungsbestimmun- 
gen zu diesem Artikel, insbesondere in bezug auf 
die Bestimmung der tierärztlichen Sachverständigen 
fest, begutachtet das Verfahren, nach dem die Sach- 
verständigen ihr Gutachten abzugeben haben. 


Artikel 7 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende den durch Beschluß des Rates vom 15. Ok- 
tober 1968 eingesetzten Ständigen Veterinäraus- 
schuß - im folgenden „Ausschuß" genannt - ent- 
weder von sich aus oder auf Antrag eines Mit- 
gliedstaats. 

2. In dem Ausschuß werden die Stimmen der Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 


3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf für die zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt binnen zwei Tagen zu diesen 
Maßnahmen Stellung. Die Stellungnahme kommt 
mit einer-Mehrheit von 41 Stimmen zustande. 

4. Die Kommission erläßt die Maßnahmen und sieht 
sofort deren Anwendung vor, wenn sie der Stel- 
lungnahme des Ausschusses entsprechen. Ent- 
sprechen sie der Stellungnahme des Ausschusses 
nicht oder ist keine Stellungnahme ergangen, so 
schlägt die Kommission dem Rat alsbald die zu 
treffenden Maßnahmen vor. Der Rat erläßt die 
Maßnahmen mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten nach Unterbreitung des Vorschlags 
keine Maßnahmen beschlossen, so trifft die Kom- 
mission die vorgeschlagenen Maßnahmen und 
sieht sofort deren Anwendung vor. 


Artikel 8 

Die Bestimmungen dieser Entscheidung gelten unbe- 
schadet der Gemeinschafts Vorschriften über gesund- 
heitliche Fragen, insbesondeie der Bestimmungen 
der geänderten Richtlinie des Rates EWG/74/432 
vom 26. Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher 
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit Rindern und Schweinen. 


Artikel 9 

Falls sich bei der Anwendung dieser Entscheidung 
zeigt, daß zu ihrer Durchführung nähere Bestimmun- 
gen erforderlich sind, insbesondere zur Lösung von 
Problemen im Zusammenhang mit einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften, die zwar mit den angestrebten 
Zielen übereinstimmen, jedoch Verfahren vorsehen, 
die zu Schwierigkeiten im Handelsverkehr führen 
können, dann werden die zweckdienlichen Maß- 
nahmen nach dem Verfahren des Artikels 7 getrof- 
fen. 

Artikel 10 

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten 
gerichtet. 
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Mitteilung an den Rat 


1. Beitritt der Gemeinschaft zum Europäischen 
Übereinkommen zum Schutz von Tieren beim 
internationalen Transport 

2. Anwendung dieses Übereinkommens im inner- 
gemeinschaftlichen Handel 

Das im Betreff genannte Übereinkommen ist im 
Europarat am 13. Dezember 1968 in Paris unterzeich- 
net worden. 

Es enthält eine Reihe Bestimmungen, um den Tieren 
während ihrer Beförderung im internationalen Ver- 
kehr unnötige Leiden zu ersparen. 

Dieses Ziel ist auch ein Anliegen der Gemeinschaft, 
die übrigens schon Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Tierschutzes eingeleitet hat, an die sich die vorlie- 
gende anschließt. 

Das allgemeine Problem der raschen, gleichzeitigen 
Ratifizierung des Übereinkommens durch die Mit- 
gliedstaaten und die Frage des Beitritts der Gemein- 
schaft sind im Rat zur Sprache gekommen. 

Zur Frage der Zweckmäßigkeit des Beitritts vertritt 
die Kommission die Auffassung, daß die Anwen- 
dung des Übereinkommens zu Streitigkeiten Anlaß 
geben könnte, die gegebenenfalls zu Verstößen 
gegen das Gemeinschaftsrecht führen, wenn das 
Übereinkommen nichts als ein internationaler Ver- 
trag bleibt. Es würde das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes gefährden, da in der Gemeinschaft 
zwei nach Inhalt und Verfahren verschiedene Rege- 
lungen bestünden (das Übereinkommen sieht die 
Regelung von Streitfällen durch ein Schiedsverfah- 
ren vor; siehe Artikel 47). Da in diesem Fall im 
übrigen die Mitgliedstaaten in dem betreffenden 
Bereich durch einen nicht gemeinschaftlichen Vertrag 
gebunden wären, wäre es für die Gemeinschiaft 
schwierig, diesbezügliche Rechtsvorschriften zu 
erlassen, außer sie übernähme einfach die Vorschrif- 
ten des Vertrages. 


Die von dem Übereinkommen geregelte Materie ist 
jedoch ohne allen Zweifel für den Gemeinsamen 
Markt von Interesse, so daß die Gemeinschaft daran 
denken sollte, sich eine eigene Regelung, in erster 
Linie durch Harmonisierung der bereits in den Mit- 
gliedstaaten vorhandenen Bestimmungen, zu geben. 
Diese Regelung, die autonom hätte angenommen 
werden können, kann ebenfalls durch die Abkom- 
menstätigkeit der Gemeinschaft entstehen und gele- 
gentlich des Abschlusses eines Vertrages mit Dritt- 
ländern zur Regelung des gesamten Problems erlas- 
sen werden. 

Die beiden beiliegenden Vorschläge verfolgen die- 
sen Zweck. 

Gemäß dem ersten Vorschlag soll die Kommission 
das Mandat erhalten, beim Europarat Verhandlun- 
gen über den Beitritt der Gemeinschaft zu dem 
Übereinkommen sowie eine Reihe Änderungen für 
seine Anwendung im innergemeinschaftlichen Han- 
del zu führen. Die Änderungen ergeben sich unmit- 
telbar aus der Anwendung der im Übereinkommen 
vorgesehenen Grundregeln im Innern der Gemein- 
schaft. Sie sollen den vorgesehenen Bestimmungen 
zu größtmöglicher Wirksamkeit verhelfen, indem 
sie den Rückgriff auf Gemeinschaftsverfahren zur 
Regelung von eventuellen Streitfällen vorsehen. 

Gemäß dem zweiten Vorschlag soll die Initiative des 
ersten Vorschlags in die Praxis umgesetzt werden, 
d. h. das Übereinkommen soll im Namen der 
Gemeinschaft geschlossen und die besonderen Bedin- 
gungen für seine Anwendung im innergemeinschaft- 
lichen Handel sollen festgesetzt werden. 

Selbstverständlich kann bei diesem Vorgehen der 
zweite Vorschlag erst nach Abschluß der gemäß dem 
ersten Vorschlag von der Kommission eingeleiteten 
Verhandlungen angenommen werden. Die Kommis- 
sion übermittelt dem Rat jedoch den zweiten Vor- 
schlag, um ihm einen Überblick über das gesamte 
vorgeschlagene Schema zu verschaffen. 
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